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In seinem Urteil 4A_607/2021 vom 9. August 2022 entschied das Bundesgericht, dass keine zivilrechtliche
Furchterregung vorliege, wobei es zur Begründung auf den strafrechtlichen Wucher verwies.

Sachverhalt

[1] Im Juli 2011 gab B (Käufer, Beschwerdegegner, nachfolgend: Käufer) der A SA (Verkäuferin,
Beschwerdeführerin, nachfolgend: Verkäuferin) die bei ihr gekauften, defekten Feuerlöscher zurück und verlangte
eine Rückerstattung von CHF 79’601.40 (Sachverhalt Teil A.b).

[2] Am 4. Juni 2012 unterbreitete die Verkäuferin dem Käufer ein Angebot (nachfolgend: Vertrag), wonach sie dem
Käufer CHF 74’500 (zahlbar in vier Raten) zahle, wenn alle negativen Kommentare im Internet über die
Verkäuferin im Zusammenhang mit den Feuerlöschern verschwänden. Der Käufer unterzeichnete den Vertrag,
strich aber den Passus betreffend die negativen Kommentare (Sachverhalt Teil A.c). Die Verkäuferin
beanstandete die Änderung nicht und zahlte dem Käufer total CHF 36’000, stellte dann aber die Zahlungen ein. In
den folgenden Monaten tauchten im Internet wieder negative Kommentare über die Verkäuferin auf und der Käufer
forderte vergeblich weitere Zahlungen (Sachverhalt Teil A.d).

[3] Am 9. März 2015 beantragte der Käufer beim Bezirksgericht Lugano (Pretura di Lugano) gestützt auf den
Vertrag die Verurteilung der Verkäuferin zur Zahlung von CHF 41’500 zuzüglich Zinsen. Das Bezirksgericht hiess
die Klage am 23. Dezember 2020 gut (Sachverhalt Teil B).

[4] Das Appellationsgericht des Kantons Tessin (Tribunale d’appello del Cantone Ticino) wies die Verkäuferin am
28. März 2021 ab. Nach Ansicht der Vorinstanz hatte die Verkäuferin die vom Käufer vorgeschlagene Änderung
des Vertrages durch die Zahlung einiger Beträge konkludent akzeptiert. Zudem seien die Voraussetzungen der
gegründeten Furcht nicht gegeben bzw. nicht bewiesen (Sachverhalt Teil C).

[5] Die Verkäuferin erhob dagegen Beschwerde in Zivilsachen und beantragte, dass das vorinstanzliche Urteil
aufzuheben und die Klage abzuweisen seien. Das Bundesgericht wies die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat
(Sachverhalt Teil D und E. 8).
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Erwägungen

[6] In seinem Entscheid befasste sich das Bundesgericht zunächst mit dem Zustandekommen des Vertrages
zwischen der Verkäuferin und dem Käufer. Der Abschluss eines Vertrages unterliege nur dann einer besonderen
Form, wenn eine besondere Rechtsnorm dies vorsehe (Art. 11 Abs. 1 OR) oder wenn die Parteien dies vereinbart
hätten (Art. 16 Abs. 1 OR). Es sei davon auszugehen, dass die Parteien, die sich die Schriftform vorbehalten
haben, diese zur Bedingung für die Gültigkeit des Vertrages gemacht haben (Art. 16 Abs. 1 OR). Vom Verzicht auf
die Schriftform sei jedoch auszugehen, wenn die vertragliche Leistung ungeachtet der Nichteinhaltung der
Schriftform vorbehaltlos erbracht und angenommen werde (E. 4.1.3). Die Parteien hätten sich auch konkludent auf
die Schriftform einigen können. Doch insistierte die Verkäuferin nicht auf der Unterschrift des Käufers, sondern
erfüllte vielmehr den Vertrag durch die Zahlung einiger Beträge, sodass die Parteien den Vertrag mit den vom
Käufer vorgeschlagenen Änderungen konkludent geschlossen hätten (E. 4.3.2).

[7] Das Bundesgericht befasste sich sodann mit der Rüge der Verkäuferin, sie habe den Vertrag infolge
gegründeter Furcht (Art. 29 Abs. 1 OR) abgeschlossen (E. 7 Ingress). Gemäss Art. 29 Abs. 1 OR sei der Vertrag
für den Vertragsschliessenden unverbindlich, wenn er von dem anderen oder von einem Dritten widerrechtlich
durch Erregung begründeter Furcht zur Eingehung des Vertrages bestimmt worden ist. Gemäss Art. 30 Abs. 1 OR
sei die Furcht für denjenigen eine gegründete, der nach den Umständen annehmen müsse, dass er oder eine ihm
nahe verbundene Person an Leib und Leben, Ehre oder Vermögen mit einer nahen und erheblichen Gefahr bedroht
sei. Die Furcht vor der Geltendmachung eines Rechtes werde nur dann berücksichtigt, wenn die Notlage des
Bedrohten benutzt worden sei, um ihm die Einräumung übermässiger Vorteile abzunötigen (E. 7.1).

[8] Grundsätzlich sei der Einsatz eines rechtmässigen Mittels keine unrechtmässige Drohung. Das Mittel und die
damit verfolgten Zwecke dürften jedoch nicht in einem Missverhältnis stehen. Unter einem «übermässigen Vorteil»
(im Sinne von Art. 30 Abs. 2 OR) sei ein quantitatives Missverhältnis zu verstehen, das nach denselben Kriterien
zu beurteilen sei, die für das Vorliegen des Wuchers nach Art. 157 StGB massgeblich seien. Der erreichte
ökonomische Vorteil dürfe deshalb nach einer objektiven Bewertung nicht in einem klaren Missverhältnis zur
erbrachten Leistung stehen. Der Begriff des übermässigen Vorteils schliesse jeden unangemessenen und
übermässigen Vorteil ein, mit dem die Person, die mit der Geltendmachung eines Rechts drohe, in Verletzung des
Grundsatzes von Treu und Glauben einen ausserhalb dieses Rechts liegenden Zweck verfolge oder deutlich über
die einfache Ausübung des Rechts hinausgehe (E. 7.1.3).

[9] Das Bundesgericht erwog, die Verkäuferin habe nicht dargelegt und bewiesen, durch welche Äusserungen und
Handlungen die behauptete gegründete Furcht begründet worden sei (E. 7.2.1).

[10] Im Lichte der vorangehenden Ausführungen sei die Beschwerde deshalb abzuweisen, soweit darauf
einzutreten sei (E. 8).

Kurzkommentar

[11] Das vorliegend kommentierte Urteil ist insofern interessant, als es sich einmal mehr zum Verhältnis des
Zivilrechts zum Strafrecht im Bereich der Willensmängel beim Vertragsschluss äussert.

[12] In Bezug auf das Verhältnis der zivilrechtlichen absichtlichen Täuschung gemäss Art. 28 Abs. 1 OR zum
strafrechtlichen Betrug gemäss Art. 146 Abs. 1 StGB und der zivilrechtlichen Übervorteilung gemäss Art. 21 Abs.
1 OR zum strafrechtlichen Wucher gemäss Art. 157 Ziff. 1 StGB vertritt das Bundesgericht die Meinung, der
zivilrechtliche Tatbestand gehe weiter als der strafrechtliche Tatbestand.[1]

[13] Im referierten Urteil verweist das Bundesgericht in Bezug auf die Auslegung des Begriffs der übermässigen
Vorteile gemäss Art. 30 Abs. 2 OR bei der zivilrechtlichen Furchterregung ohne weitere Begründung auf den
strafrechtlichen Wucher gemäss Art. 157 Ziff. 1 StGB. Es bestätigt seine frühere Rechtsprechung, wonach der
Begriff der übermässigen Vorteile gemäss Art. 30 Abs. 2 OR gleich wie der Begriff des offensichtlichen
Missverhältnisses in Art. 157 Ziff. 1 StGB auszulegen sei.[2] Dem ist zuzustimmen.[3] Zu beachten ist jedoch,
dass das strafrechtliche Pendant zur zivilrechtlichen Furchterregung die Erpressung (Art. 156 Ziff. 1 StGB) oder
die Nötigung (Art. 181 StGB) und nicht etwa der Wucher ist.[4]

[14] Da der Tatbestand der Übervorteilung (Art. 21 Abs. 1 OR) ebenfalls den Begriff des offenbaren

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de


Missverhältnisses enthält, ist offen, wie das Bundesgericht künftig das Verhältnis der zivilrechtlichen
Übervorteilung nach Art. 21 Abs. 1 OR und des strafrechtlichen Wuchers nach Art. 157 Ziff. 1 StGB beurteilt.[5] Da
das Bundesgericht im referierten Urteil den übermässigen Vorteil im Sinne von Art. 30 Abs. 2 OR mit dem
offensichtlichen Missverhältnis im Sinne von Art. 157 Ziff. 1 StGB gleichsetzt (vgl. Rz. 13), ist zu erwarten, dass
das Bundesgericht künftig den Begriff des offenbaren Missverhältnisses im Sinne von Art. 21 Abs. 1 OR mit dem
Begriff des offensichtlichen Missverhältnisses in Art. 157 Ziff. 1 StGB gleichsetzt. Das wäre eine Abkehr von
einem 2017 ergangenen Urteil, in dem das Bundesgericht die vorinstanzliche Ansicht geschützt zu haben scheint,
wonach das Vorliegen eines übermässigen Vorteils im Sinne von Art. 30 Abs. 2 OR rascher als ein offenbares
Missverhältnis im Sinne von Art. 21 Abs. 1 OR anzunehmen sei.[6]
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